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Von Matthias Schiermeyer

STUTTGART. Nutzer von Bussen und Bahnen 
im Südwesten müssen vorerst keine weite-
ren Streiks befürchten. Der  Kommunale 
Arbeitgeberverband Baden-Württemberg 
(KAV) und die Gewerkschaft Verdi haben in 
der Nacht zu Donnerstag ein Tarifergebnis 
erzielt. Davon betroffen sind  sieben kommu-
nale Nahverkehrsbetriebe wie die SSB in 
Stuttgart oder der SVE in Esslingen – zudem 
die Betriebe in Karlsruhe, Heilbronn, Frei-
burg, Baden-Baden und Konstanz. 

Infolge des Kompromisses wird die 
Arbeitszeit für die 6500 Beschäftigten  in drei 
Schritten von jeweils einer halben Stunde bis 
ins Jahr 2027 von 39 auf 37,5 Stunden pro 
Woche reduziert. Bei entsprechendem Lohn-
ausgleich kann aber freiwillig bis 39 Stunden 
in der Woche gearbeitet werden. 

Außerdem erhalten alle – eine Kernfor-
derung der Gewerkschaft – von Juli an eine 
neu geschaffene Nahverkehrszulage von 150 
Euro im Monat. Dazu kommen  weitere Ver-
besserungen.  Insgesamt, teilt Verdi mit, er-
halte ein Beschäftigter im Fahrdienst rund 
300 Euro mehr im Monat  – inklusive der  Ab-
senkung der Wochenarbeitszeit   entspreche 
dies einem Zuwachs von gut zwölf Prozent. 

Die Tarifkommission  hat schon einstim-
mig zugestimmt. Die Verdi-Mitglieder sollen 
nun in einer zweiten Urabstimmung über die 
Annahme entscheiden. Vorangegangen wa-
ren insgesamt fünf landesweite Streiktage 
und eine erste Urabstimmung mit einer Zu-
stimmung von fast 93 Prozent für einen un-
befristeten Arbeitskampf. Zuletzt hatte Ver-
di einen Zwei-Tages-Streik am Donnerstag 
und Freitag voriger Woche angezettelt.

Die Arbeitgeber hatten es in den vorheri-
gen  Verhandlungen  abgelehnt, über eine 
Arbeitszeitverkürzung zu reden und ledig-
lich den Beschäftigten im Fahr- und Schicht-
dienst  eine Nahverkehrszulage in Höhe von 
250 Euro angeboten.   „Mit dem Rückenwind 
von 4000 Streikenden haben wir die Blocka-
de der Arbeitgeber bei der Arbeitszeitverkür-
zung durchbrochen“, betonte Verdi-Ver-
handlungsführer Jan Bleckert in einer ersten 
Reaktion. „Mit 37,5 Stunden in der Woche 
konnten wir eine neue Benchmark für den 
öffentlichen Dienst im Land durchsetzen.“ 
Die Tarifbeschäftigten des Landes zum Bei-
spiel haben  39,5 Wochenstunden.  

Die von den Arbeitgebern provozierte 
Spaltung der Belegschaften sei vom Tisch: 
Alle Beschäftigten der Nahverkehrsunter-
nehmen erhielten die Arbeitszeitverkürzung 

wende werde eine „Herkulesaufgabe“. 
„Bleibt die Unterstützung des Bundes aus, 
kann auch eine Ausdünnung des ÖPNV nicht 
mehr ausgeschlossen werden“, mahnte er.

Die Arbeitszeitverkürzung auf 37,5 Stun-
den pro Woche erhöhe den Personalbedarf 
im ÖPNV weiter, ergänzte Donath. „Wir hof-
fen, dass wir mit dieser Entlastung der Be-
schäftigten die Attraktivität der Nahver-
kehrsbranche wirklich steigern.“ Angesichts 
des Fachkräftemangels bleibe es eine der 
zentralen Herausforderungen der nächsten 
Jahre, zusätzliches Personal zu gewinnen.  
Die Arbeitgeber müssten jetzt kreative Lö-
sungen erarbeiten, um eine weitere Arbeits-
verdichtung zu vermeiden.

Im Detail gibt es noch folgende Verbesse-
rungen: Die Zeitzuschläge werden verbes-
sert, das Urlaubsgeld wird für die meisten 
Beschäftigten um 90 Euro auf 540 Euro er-
höht. Pro Schicht gibt es künftig pauschal 
fünf Euro, um mögliche Verspätungen aus-
zugleichen. Ab der 16. Minute Verspätung 
wird minutengenau abgerechnet. Auch für 
geteilte Dienste gibt es eine höhere Zulage. 

Der neue Manteltarifvertrag läuft bis En-
de 2025, die Regelungen zur Arbeitszeit gel-
ten bis Ende 2027. Eine neue Entgeltordnung 
wird bis Dezember 2025 vereinbart.

Von Christian Gottschalk 

STUTTGART. Die  AfD hat derzeit auf einer 
Menge von Kriegsschauplätzen zu kämpfen.  
Der thüringische Landeschef steht vor dem 
Strafgericht, gegen den Spitzenkandidaten 
der Europawahl laufen Vorermittlungen, die 
Bundespartei wehrt sich vor Gericht da-
gegen, vom Verfassungsschutz   als rechtsext-
remistischer Verdachtsfall eingestuft zu 
werden.     Und im Land  gibt es Widerstand 
gegen die Ergebnisse vom Parteitag in Rott-
weil,  der im Februar  chaotisch verlief.

Zumindest in letzterem Punkt geben sich 
die Landesvorsitzenden gelassen. Bis heute 
gebe es keinen  zulässigen Anfechtungsan-

trag beim Schiedsgericht der Partei, sagt 
Markus Frohnmaier. Und er rechne nicht da-
mit, dass sich das ändere. Anträge, die Vor-
standswahlen aus dem Winter für ungültig 
zu erklären, gebe es allerdings schon, räumt 
Frohnmaier ein. Allerdings seien die fehler-
haft – und das Schiedsgericht habe den ins-
gesamt drei Antragstellern eine Frist zum 
Nachbessern gesetzt. 

In einer proppevollen Stadthalle von 
Rottweil war  seinerzeit  kolportiert worden, 
dass nicht alle Parteimitglieder Einlass ge-
funden hätten. Stimmt nicht, sagen Markus 
Frohnmaier und sein Kollege Emil Sänze. 
Und weil kein Parteimitglied bei der Veran-
staltung in seinen Rechten beschnitten wor-
den sei, ziele  auch die Anfechtung des Par-
teitages ins Leere.

Lieber blicken die Landesvorsitzenden 
nach vorne auf die Kommunal- und Europa-
wahlen.  Auf kommunaler Ebene habe die 
Partei „deutlich mehr“ Kandidaten  aufge-
stellt als vor fünf Jahren, sagen Sänze und 
Frohnmaier, auch wenn es nicht gelungen 
sei in jeder Gemeinde eine Liste zu präsen-
tieren.

Beim Wahlkampfauftakt am Samstag in 
Donaueschingen wird der Spitzenkandidat  
Maximilian Krah nicht auftreten. Die Partei-
spitze in Berlin hatte beschlossen, den Euro-
paparlamentarier aus der Schusslinie zu 
nehmen, nachdem einer seiner Mitarbeiter 
der Spionage für den chinesischen Geheim-
dienst verdächtigt worden ist.   Emil Sänze 
kritisierte, dass die Geheimdienste die Partei 
nicht vorgewarnt hätten und vermutet eine 
Kampagne gegen seine Partei. Vorwürfe die-
ser Art kämen immer vor Wahlen, noch sei 
nichts bewiesen. Dass die Parteispitze den 
Kandidaten aus dem Fokus nimmt könne er 
nachvollziehen, „ob ich so gehandelt hätte 
weiß ich nicht“, sagt der Landesvorsitzende.

Anfechtung zum Parteitag muss nachgebessert werden
Die Landesvorsitzenden sehen 
kein Parteimitglied in Rechten 
beschnitten. Der Spitzenkandidat 
Maximilian Krah fehlt beim 
Wahlkampfauftakt.

AfD Politiker Markus Frohnmaier (li.) und Emil Sänze Foto: dpa/Bernd Weißbrod

Von Norbert Wallet

BRÜSSEL. Das EU-Parlament hat am 24. Ap-
ril der Verordnung zur Schaffung eines euro-
päischen Raums für Gesundheitsdaten zu-
gestimmt. Die Verordnung soll die Nutzung 
von Gesundheitsdaten für eine bessere me-
dizinische Versorgung, für Forschung, medi-
zinische Innovation fördern und der Politik 
präzisere Datengrundlagen zu Verfügung 
stellen. Austausch und Weiterverwendung 
von Gesundheitsdaten unter gesicherten Be-
dingungen sollen intensiviert werden. Bei-
fall für das Vorhaben kommt von den Kran-
kenkassen. 

Der Chef der Südwest-AOK, Johannes 
Bauernfeind, sagte unserer Zeitung, die Ver-
ordnung werde „den Zugang zu Gesund-
heitsdaten und damit die Versorgung für 
Millionen von Menschen verbessern“. Die 
EU-Bürger würden künftig „direkten und 
unkomplizierten Zugriff auf ihre Gesund-
heitsdaten erhalten, egal, 
wo sie sich in der Euro-
päischen Union befin-
den“. So könnten deut-
sche Touristen „bei-
spielsweise in Belgien 
Rezepte einlösen oder 
einem Arzt in Madrid me-
dizinische Informatio-
nen über Vorerkrankun-
gen oder Allergien bereitstellen“.

Bauernfeind lobte auch, dass der Europäi-
sche Gesundheitsdatenraum neue Perspek-
tiven für die medizinische Forschung eröff-
ne, indem er „eine datenschutzkonforme Se-
kundärnutzung von Gesundheitsdaten er-
möglicht“. Das könne Forschung, Innovation 
und die öffentliche Gesundheit „maßgeblich 
voranbringen“, sagte Bauernfeind.

Der AOK-Vorsitzende begrüßte auch die 
Bemühungen von Bundesgesundheitsmi-
nister Karl Lauterbach (SPD) zur Digitalisie-
rung des deutschen Gesundheitswesens. Bei 
den im März in Deutschland in Kraft getrete-
nen Digitalgesetzen sei „bereits die An-
schlussfähigkeit an den Europäischen Ge-
sundheitsdatenraum mitgedacht“ worden. 
Die elektronische Patientenakte (ePA), die 
ab 2025 für alle Versicherten verfügbar sein 
wird, sei ein „zentrales Element dieser 
 Gesetze“ und werde auch im Rahmen der 
neuen EU-Verordnung „als wesentlicher Zu-
gangspunkt zu Gesundheitsinformationen 
dienen.“

Die Verordnung muss nach der Europa-
wahl dem neuen EU-Parlament nochmals 
zur Abstimmung vorgelegt werden, ehe der 
EU-Rat formell zustimmen kann. nwa

Südwest-AOK 
begrüßt 
Digitalisierung
Mit einer neuen Verordnung will 
die EU einen europäischen Raum
 für Gesundheitsdaten schaffen.

Die 
elektronische 
Patientenakte 
ist ab 2025 
für alle 
Versicherten 
verfügbar.

KIRCHZARTEN/STUTTGART. Die Bergwacht 
Schwarzwald mahnt mit Blick auf das Wo-
chenende zur Vorsicht vor Lawinen auf dem 
Feldberg und in anderen Hochlagen. Zum 
Teil liege  50 Zentimeter Schnee, vor allem 
die bekannten Lawinenbahnen –  also Berei-
che am Hang, die von Lawinenabgängen ge-
streift werden könnten –  sollten gemieden 
werden. Dazu gehören  Lagen im Bereich des 
Feldberggipfels, des Herzogenhorns, See-
bucks und des Belchen. Skifahrer und 
Schneeschuhwanderer sollten auf den mar-
kierten und freigegeben Routen bleiben. 
„Momentan ist es noch winterlich schön, 

aber am Wochenende wird es halt warm, und 
da kann Schnee schmelzen und was abge-
hen“, sagte der Referent für Einsatz und Ent-
wicklung bei der Bergwacht, Kai Lorenz. Ins-
gesamt sei die Lawinengefahr jedoch nicht 
höher als sonst in dieser Jahreszeit auch. 
„Wir haben aber immer das Problem, dass 
Menschen mögliche Gefahren nicht im Blick 
haben“, sagte Lorenz. So gebe es immer wie-
der Touristen, die bei schönem Wetter die 
Bedingungen in höheren Lagen unter-
schätzten. 

Insgesamt können sich die Menschen im 
Land  auf ein frühlingshaftes Wochenende  

mit Temperaturen bis zu 22 Grad einstellen. 
Bereits an diesem Freitag wird es bereits 
deutlich milder: Das Thermometer klettert 
auf bis zu 15 Grad in Stuttgart und im Rhein-
tal bei starker Bewölkung. 

 Der Samstag bleibe trocken mit Tempera-
turen zwischen 21 und 22 Grad im gesamten 
Bundesgebiet. Im Bergland sei es etwas küh-
ler bei 18 Grad in der Spitze. Mit Frost sei in 
der Nacht zum Sonntag nicht mehr zu rech-
nen. Tagsüber werden dann 18 Grad im Süd-
westen mit leichtem Regen erwartet.  Auch 
zum Wochenstart bleibt es laut DWD trocken 
und freundlich bei bis zu 23 Grad. dpa

 Bergwacht warnt im Schwarzwald vor   Lawinen
Wanderer und Skifahrer sollen sich  in Acht nehmen. Insgesamt wird das Wochenende frühlingshaft.

ACHERN/APPENWEIER.  Wegen Glätte und 
Hagelschauer kam es zu neun Unfällen mit 
drei Verletzten auf Autobahnen in Baden-
Württemberg. Der Schaden dürfte nach Ein-
schätzungen der Polizei im sechsstelligen 
Bereich liegen. Auf der Autobahn 5 im Orte-
naukreis kam es zu vier Unfällen mit drei 
Leichtverletzten. Sechs Fahrzeuge seien an 
den Unfällen in der Nacht zum Donnerstag 
zwischen Achern und Appenweier beteiligt 
gewesen, teilte die Polizei mit. Gesperrt wur-
de die Autobahn nicht. Die Polizei ging von 
Glätte als Ursache aus und in Folge von nicht 
angepasster Geschwindigkeit. Der Schaden 
wurde auf 80 000 Euro geschätzt. lsw

Glätte-Unfälle 
auf Autobahnen 

und die neue Nahverkehrszulage. „Damit 
werden die Jobs im kommunalen Nahverkehr 
im Land deutlich attraktiver, die Beschäftig-
ten erfahren eine Entlastung, und der ÖPNV 
wird nachhaltig gestärkt.“

Sylvana Donath, Hauptgeschäftsführerin 
des Kommunalen Arbeitgeberverbandes Ba-
den-Württemberg (KAV), betonte, dass die 
Arbeitgeber mit diesem Kompromiss die Be-
lastungsgrenze „maximal ausgereizt“ hät-
ten. Bei der Arbeitszeitreduzierung sei man 
über den eigenen  Schatten gesprungen – zu-
gleich würde der KAV anerkennen, dass auch 
Verdi von Maximalforderungen Abstand ge-
nommen hätte.

Der KAV-Vorsitzende  Wolf-Rüdiger Mi-
chel sprach von einem „sehr kostenintensi-
ven Kompromiss“. Die Kommunen hätten 
jetzt schon Probleme mit der Finanzierung 
des ÖPNV – die Umsetzung der Verkehrs-

„Eine Ausdünnung des 
ÖPNV kann nicht aus-
geschlossen werden.“
Wolf-Rüdiger Michel,
Vorsitzender KAV Baden-Württemberg

Die Verdi-Mitglieder 
bei den kommunalen 

Nahverkehrsunternehmen – 
hier bei den SSB in Stuttgart 

– können die Plakate 
jetzt wieder abhängen. 

Der Tarifkonflikt 
ist beendet. 
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Keine weiteren Streiks 
im Nahverkehr

Der Tarifkonflikt ist beigelegt. Die Gewerkschaft Verdi setzt eine Arbeitszeitverkürzung und eine Nahverkehrszulage durch.

Lastenaufzug stürzt ab: 
Monteure  schwer verletzt
ALBSTADT. Zwei Monteure sind in Albstadt 
(Zollernalbkreis) in einem Lastenaufzug 
mehrere Meter in die Tiefe gestürzt und da-
bei schwer verletzt worden. Die 63 und 48 
Jahre alten Männer seien mit Reparatur-
arbeiten an dem Aufzug zugange gewesen, 
wie ein Polizeisprecher sagte. Warum der 
Aufzug  in die Tiefe rauschte, blieb vorerst 
unklar. Nach einer  Erstversorgung wurden 
die Männer in eine Klinik gebracht. lsw

Drogendealer muss für 9 Jahre 
und 4 Monate ins Gefängnis
MANNHEIM.   Ein Mann ist am Mannheimer 
Landgericht wegen bandenmäßigen Han-
dels mit Drogen zu einer Freiheitsstrafe von 
9 Jahren und 4 Monaten verurteilt worden.  
Zusätzlich zu der Haftstrafe würden Erträge 
aus  Drogen-Geschäften in Höhe von 122 930 
Euro eingezogen. Der SWR hatte berichtet, 
dass dem 33-Jährigen  vorgeworfen wurde, 
100 Kilogramm Kokain, sechs Kilogramm 
Heroin sowie  1,4 Tonnen Marihuana und 50 
Kilogramm Cannabis verkauft zu haben.  lsw

Männer nach Schlägerei 
in Kneipe in Haft  
JAGSTHAUSEN.  Gegen zwei Männer ist nach 
einer Auseinandersetzung in einem Lokal in 
Jagsthausen (Landkreis Heilbronn) Haftbe-
fehl erlassen worden. Die beiden sollen Mit-
te April auf drei Männer losgegangen sein, 
wie die Polizei mitteilte. Die mutmaßlichen 
Angreifer sollen dabei alle Beteiligten  am 
Kopf verletzt haben, einen davon lebensge-
fährlich. Beide wurden von den Ermittlern  
an ihren Arbeitsplätzen festgenommen.  lsw
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